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Mir schwimmen in Selb!
Der R e i ch r a t lehnte am Mittwoch den Antrag der

preußischen Slaaksregierung, in den Reichjetal entgegen den
Beschlüssen der vereinigten AeichSratsauLschüsse keine Mittel für
den Panzerkreuzer B einzusehen, mit 29 gegen 29 Stimme«
ab und bewilligte damit die erste Rate.

Für den Panzerkreuzer haben gestimmt: Bayern und Frei-
ffaal Sachsen, die preußischen Provinzen Ostpreußen, Branden-
burg, Pommern, Sachsen, Schleswig-Holstein, Hannover und die
Aheinprooinz. Der Stimme enthalten haben sich Württem-
berg, Mecklenburg-Slrelih, Bremen und dir Provinzen Ober-
schlesien, Grenzmark Posen-Westpreußen. Die übrigen Länder,
darunter auch Hamburg, haben gegen den Panzerkreuzer
gestimmt-

Das R e i ch s k a b i n e t l, das sich am Mittwochnachmitlag
unter Vorsitz des Reichskanzlers Dr. Brüning mit den ReichS-
ralsbeschlüffen beschäftigte, beschloß, von einer Doppelvorlage an
den Reichstag abzusehen und die Reichsratsbeschlüffe über die
erste Baurate für das Panzerschiff B dem Reichstage a l s
Grundlage seiner Beratungen zuzuleiten.

*
9lad) diesem Beschluß der Reichsregterung, der sich den bis-

herigen Taten des neuen Kabinetts würdig anschließt, wird wohl
nsemand mehr jene dumme Redensart gebrauchen wollen, auch
eine Regierung ohne Sozialdemokraten könne kaum anders
handeln als ein Kabinett der großen Koalition- auch für sie müßten
die tatsächlichen finanziellen Schwierigkeiten letzthin bestimmend
sein. Das Kabinett Brüning beweist uni, daß daS nicht der Fall
ist, es zeigt dem deutschen Volk, wie wenig es auf die Finanznot
Rücksicht nimmt, wenn es gilt, die Ansprüche der Rechtsparteien
zu erfüllen. Um die Sympathie der Hugenberg-Partei zu ge-
winnen, gibt es sogar bedenkenlos preis, was es eben noch als
unabänderlich erklärt hatte. Die Regierung Brüning erklärte vor
dem Reichstag, daß sie nicht die Absicht habe, ihrerseits an Lem
von ihr oorgelegten Etat etwas ändern zu lasten. Kaum aber hat der
Aeichsrat mit Stimmengleichheit den preußischen Antrag auf
Streichung der Panzerkreuzerratc abgelehnt, als sich dieselbe
Regierung Brüning beeilte, auf den Boden dieses Beschlusses zu
treten.

Die Germania, das Berliner Zentrumsorgan, hatte am
Mittwoch, als der Beschluß der ReichsralsaUsschüffe bekannt ge-
worden war, kategorisch erklärt, die Regierung werde nunmehr
ein« Doppelvorlage einbringen und so den Beschluß des Reichs-
rates unwirksam zu machen versuchen. Wenige Stunden später
ha! die Regierung des Zentrumskanzlers das Gegenteil von dem
beschlossen, was die Germania angekündigt hat. Sie hat
wieder einmal vor ihrer eigenen Ausfassung
die Flucht ergriffen, hat ihre Meinung schneller, als
mgn selbst in Zentrumskreisen glaubte, zum alten Eisen ge-
worfen und sich um ihrer Existenz willen mit dem Bau des
Panzerkreuzers B abgefunden, von dem di« Germania noch am
Mittwochabend sagte, daß er in Anbetracht der politischen und
wirtschaftlichen Lage gar nicht in Frage kommen
könne. Rach den Hungerzöllen, der Ausnahmesfeuer gegen die
Konsumvereine, den Bestrebungen gegen die Arbeitslosenver-
sicherung — jetzt die Verpulverung von zunächst
2,9 Millionen Mark für ein Schiff, von dem man heute
noch nicht weiß, ob es nach feiner Fertigstellung nicht wegen Un-
brauchbarkeit infolge unmoderner Einrichtungen sofort verschrotet
werden muß.

Als die sozialdemokratlsche Presse feststellte, daß die Re-
gierung Brüning int Begriff stäube, dem hungernden Volk nach
den Steuer- und Zollvorlagen noch ein wetteres Osterei zu be-
scheren, erwiderte die Germania in der Annahme, daß sich die
Regierung gegen den Reichsrat wenden würde: „Die Sozialdemo-
kratie und ihre Presse hatten natürlich nichts Eiligeres zu tun
als über die Regierung Brüning herzufallen." Die Wirklichkeit
zeigt, daß wir nur Tatsachen sestgestellt haben und das konnten
wir, weil bei uns über den reaktionären Charakter
dieser Regierung Brüning nicht der geringste Zweifel besteht.
Was diese Regierung macht und nicht macht, wird von den in
ihr sitzenden Vertretern des Stahlhelms bestimmt.
Alles für den Besitz und int Sinne der Kapitalisten, das ist das
Programm des Stahlhelms und das Programm der Regierung
Brüning. Was schert sie die Arbeitnehmer? Die müssen bluten,
damit den Bestebungen und den Gelüsten kleiner Cliquen, die
dieser „reaktionärsten Regierung seif der Revolution" das Leben
ermöglichen, entsprochen werden kann.

Eilst nicht von ungefähr, daß in derfelben Sitzung des Reichs-
raleS, wo ohne Widerspruch des Finanzministers Moldenhauer die
erste Rate für den zweiten neuen Panzerkreuzer bewilligt wurde, die
Erhöhung der Beiträge für die Arbeitslosenversicherung, die
von Preußen beantragt war, der Ablehnung verfiel, daß aber
gleichzeitig für die technische Nothilfe 300 000 mehr als
Severing angefordert hafte, in den Etat eingestellt wurden.

Die Regierung Brüning beginnt die Sanierung der Finanzen
mit merkwürdigen Mitteln, das muß man sagen! Der Zentrums-
abgeordnete Scheck, der sein so schnell zum geflügelten Wort
gewordenes Urteil abgab, dürste auch im Zentrum bald eine große
Anhängerschaft hinter sich haben!

Al Abstimmung im Kabinen
Der Beschluß des Reichskabinetts sich mit dem Panzer-

kreuzer-Befchluh des Reichsrafes abzufinden, ist gegen dte
Sttmmen des demokratischen Ernährungsminisfers Dr. Dietrich
und des Arbeitsministers Dr. Sfegerwald gefaxt worden. Der
Zenlrumskanzler Dr. Brüning hat gegen den Beschluß des ReichS-
rafS nicht im geringsten opponiert.

Zn Zentrumskreisen hat die Saltury der Reichsregierung zu
dem Beschluß des Reichsrafes große Bestürzung hervoraerusen.
Man macht keinen Hehl daraus, daß sich die Parteiorganisattonen
im Lande entschieden gegen die Regierung wenden wurden. Das
ändert jedoch nichts daran, daß der Beschluß der ReichSregieriing
gegen den Willen der ZentrumSminister im Kabinett nicht mög-
lich gewesen wäre. - Ganz besonders- interessieren würde es, die
neue Stellungnahme Zoseph Wirchs näher kennenzulernen.

j *
Der Beschluß der Reichsregierung, gegen die vom Reichsrat

beschlossene Einstellung einer Rate von 2,9 Millionen vHat* für
bin Bau deS Panzerkreuzers B in den neuen Etat steht >m
Mittelpunkt des öffentlichen .Interesses. -Das Berliner Zentrums-
organ aber, die Germania, bat nach ihrer vergeblichen Attacke
gm Mittwochabend gegen den 'Panzerkreuzer B dte Sprache
verloren und begnügt sich, durch die kommentarlofe Wiedergabe
her amtlichen Meldungen über die gestrige Kabinetfsfltzung, das
hegenseil seiner gestrigen Ankimdigmrgen zu beweise«.

Frick lacht sich ins Fäustchen

Mph Wirth prompt urngtfnlltn
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